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I. Einleitung

Ist es ein lebendig Wesen,
Das sich in sich selbst getrennt?
Sind es zwei, die sich erlesen,
Daß man sie als Eines kennt?

(Goethe, West-östlicher Diwan)

Die vergleichende Betrachtung zweier oder mehrerer artverwandter Gegenstände
ist eine an sich nicht seltene Form wissenschaftlicher Beschäftigung. Das Motiv zu
solcher Betätigung und die Auswahl der in Bezug genommenen Vergleichsobjekte
entspringen indes recht unterschiedlichen Beweggründen. Regelmäßig wird ein
konkreter Anlass den Ausschlag gegeben haben, häufig ein vorgefertigtes Interesse
der Auswahl zugrunde liegen und schließlich mag es sich ab und an wohl lediglich
um eine zufällige Entdeckung oder Erkenntnis handeln, die einer näheren Unter-
suchung vorangeht. Wie dem auch sei, erweist sich die so gewählte Betrachtung
meist in die eine oder andere Richtung als gewinnbringend.

Schließlich gibt es aber auch den umgekehrten Fall, in dem die Gemeinsamkeiten
und Unterschiede zweier Dinge derart auf der Hand zu liegen scheinen, dass deren
gegenseitigem Verhältnis nur punktuell eine tiefergehende Erwägung zuteil wird.
Beschäftigt man sich etwa mit Parteien einer- und Vereinen andererseits, so fällt bei
einem Blick in die gängige Fachliteratur bald auf, dass sich die Beziehung dieser
Organisationsformen zueinander in die letztgenannte Fallgruppe einreiht. Im ersten
Moment mag diese an sich recht unbedeutende Erkenntnis wenig überraschen, denn
schon im alltäglichen Sprachgebrauch werden wir selten Problemen begegnen,
welche Erscheinungwir als Partei undwelche alsVerein bezeichnen sollen. Sowürde
es uns wohl zunächst etwas erstaunen, spräche man uns auf deren Verhältnis an.
Sicherlich, eine Partei ist in ihrer Grundanlage auch ganz und gar Verein, werden wir
uns denken. Aber sie nimmt in erster Linie doch am politischen Leben teil, hat
Kandidaten, die sich zur Wahl stellen, ja, bei Erfolg sogar Abgeordnete in den
Parlamenten. Eine Partei, so dürfte die regelmäßige Schlussfolgerung ausfallen, ist
somit zwar durchaus ein Verein, aber vor allen Dingen doch einer, der sich mit
politischen Themen beschäftigt, einer, den man wählen kann. Ein Grundproblem bei
der begrifflichen Zuordnung offenbart sich auf den ersten Blick kaum.

Parteien und Vereinigungen nehmen im Alltag wie im gesellschaftlichen, poli-
tischen und staatlichen Leben der Bundesrepublik einen ganz besonderen Stellen-
wert ein. Es gehört zum Kern einer jeden modernen Demokratie, dass sich die po-
litische Willensbildung der Gesellschaft dem Staat zuwendet, der demokratische
Staat selbst in seiner Existenz unabdingbar auf einen solchen gesellschaftlichen



Prozess angewiesen ist. Der Kanon der Grundrechte dient somit nicht allein dem
Schutz der individuellen wie kollektiven Freiheiten vor dem Staate. Als Voraus-
setzung für einen gesellschaftlichen Willensbildungsprozess ist er gleichsam exis-
tenzielle Grundlage für den Fortbestand demokratischer Staatlichkeit. Zu den hierfür
bedeutsamen Grundrechten zählen die Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 4
Abs. 1 GG), die Kommunikationsgrundrechte (Art. 5 Abs. 1) und die Versamm-
lungsfreiheit (Art. 8 Abs. 1 GG).1 Vereinigungen und Parteien kommt in diesem
Zusammenhang eine ganz außerordentliche Bedeutung zu. Ohne die Möglichkeit
zum Zusammenschluss in einer Vereinigung erscheint eine gemeinschaftliche
Willensfindung ausgeschlossen. Allein in der Form einer organisierten Gemein-
schaft sind die Bündelung und der Ausgleich individueller Meinungen vorstellbar.
Nur die kollektive und dauerhafte Artikulation wiederum verschafft der Durchset-
zung gemeinsamer politischer Überzeugungen Aussicht auf Erfolg.2 Den Parteien
obliegt zudem eine besondere Mittlerrolle, da sie einerseits der gesellschaftlichen
Sphäre angehören, aber andererseits dazu berufen sind, „in den Bereich der insti-
tutionalisierten Staatlichkeit hineinzuwirken“3. Neben die gesellschaftliche tritt
folglich auch eine staatlicheWirkungsebene der Parteien, die in deren Beteiligung an
Parlament und Regierung ihren Ausdruck findet.4

1. Verhältnis in rechtlicher Hinsicht

Soweit aus Rechtsprechung und juristischer Literatur etwas über Gemeinsam-
keiten und Unterschiede von Parteien und Vereinen erfahren werden kann, ist ihr
Verhältnis zueinander in rechtlicher Hinsicht betroffen. Nicht allein aufgrund der
zuvor beschriebenen Bedeutung für Staat und Gesellschaft finden sich Parteien wie
Vereine im Grundgesetz an prominenter Stelle verortet. Als Grundrecht ausgestaltet,
regelt Art. 9 Abs. 1 GG die Freiheit der Vereinigung; außerhalb des Grundrechts-
kataloges, aber von manchem Autor mit Grundrechtsqualität angesprochen5, findet
sich in Art. 21 Abs. 1 GG die Freiheit der Parteien.

1 Vgl. insgesamt hierzu Schmitt Glaeser, Die grundrechtliche Freiheit, in: HStR III, 32005,
§ 38, Rn. 1 ff., 11 ff. Deutlicher formuliert im gleichnamigen Beitrag der Vorauflage, in: HStR
II, 21998, § 31, Rn. 1 ff.

2 Vgl. ders., in: HStR III, 32005, § 38, Rn. 21.
3 Zitat nach ebd., Rn. 25 m.w.N.
4 Ebd., Rn. 25 ff. Es ist insofern auch zwischen „öffentlicherWillensbildung“, die auch von

anderen Vereinigungen wahrgenommen werden kann, und „staatlicher Willensbildung“, die
allein den Parteien obliegt, unterschieden worden; Schmidt, Politische Parteien, in: NJW 1984,
762 (763). Vgl. hierzu auch BVerfGE 121, 30 (54, 57).

5 Insgesamt ist die Debatte um den Grundrechtscharakter von Art. 21 Abs. 1 GG recht
komplex. Bejaht wird ein Individualgrundrecht der Gründungsfreiheit sowie ein der Partei
zustehendes Grundrecht der Betätigungsfreiheit von Ipsen, in: Sachs, Grundgesetz, Art. 21,
Rn. 29 ff.; zumindest in Verbindung mit Art. 9 GG für ein dem einzelnen wie der Partei zu-
stehendes Grundrecht der Parteifreiheit Henke, in: BK zum GG, Art. 21, Rn. 216 f. (beachte
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Ist der demokratische Staat also ohne die verfassungsmäßig garantierte Freiheit
der politischenVereinigungen und Parteien nicht denkbar, so liegt darin zugleich eine
Gefahr für die freiheitlich-demokratische Grundordnung. Denn gerade die schran-
ken- oder grenzenlos gewährte Freiheit mag dazu führen, die Freiheit selbst zu
beschränken – ein Phänomen, das Karl Popper zutreffend als „Paradox der Freiheit“
beschrieben hat.6 Das Grundgesetz basiert daher auf der Entscheidung für eine
„streitbare Demokratie“, zu der das Bundesverfassungsgericht mit besonderem
Bezug auf die Vereinigungs- und Parteifreiheit ausgeführt hat:

„Sie nimmt einen Mißbrauch der Grundrechte zum Kampf gegen die freiheitliche Ordnung
nicht hin. Verfassungsfeinde sollen nicht unter Berufung auf Freiheiten, die dasGrundgesetz
gewährt und unter ihrem Schutz die Verfassungsordnung oder den Bestand des Staates
gefährden, beeinträchtigen oder zerstören dürfen (vgl. Art. 9 Abs. 2, Art. 18, Art. 21 GG).“7

Als notwendiges Korrektiv für den besonderen grundgesetzlichen Schutz, den
Parteien wie Vereine genießen und dessenMissbrauch ihrer Bedeutung für Staat und
Gesellschaft wegen eine außerordentliche Gefahr für unseren Rechtsstaat darstellt,
ist beiden Freiheitsgarantien eine Verbotsmöglichkeit beigefügt. Dass Art. 9 Abs. 2
GG diesbezüglich den Schutz der „verfassungsmäßigen Ordnung“ benennt, während
Art. 21 Abs. 2 GG die „freiheitliche demokratische Grundordnung“ anspricht, ist
von geringerer Bedeutung, denn beideRegelungen zielen darauf ab, denKernbestand
der Verfassung zu schützen.8 Vielfach ist sogar eine Identität der beiden Begriffe im
Rahmen dieser Verbotsnormen angenommen worden.9

Der wesentliche Unterschied zwischen diesen beiden einander verwandten
rechtstaatlichen Instrumenten besteht in allererster Linie in den unterschiedlichen
Zuständigkeitsregelungen.10 Über die Frage, ob eine Partei verfassungswidrig ist,
also ein Tatbestand im Sinne des Art. 21 Abs. 2 Satz 1 GG vorliegt, entscheidet nach
Art. 21 Abs. 2 Satz 2 GG ausschließlich das Bundesverfassungsgericht. Zwar ist mit
Hinblick auf den schon in Art. 21 Abs. 2 Satz 1 GG selbst zumAusdruck gebrachten
Erklärungsgehalt („sind verfassungswidrig“) die Feststellung der Verfassungswid-
rigkeit lediglich deklaratorischer Natur: Zielt eine Partei auf eine Beeinträchtigung
oder Beeinträchtigung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung oder eine
Gefährdung des Bestandes der Bundesrepublik Deutschland ab, so ist diese bereits
nach dem Gesetz verfassungswidrig. Da die diesbezügliche Feststellung aber alleine
dem Bundesverfassungsgericht zusteht, ergeht dessen Entscheidung dennoch mit

dort Fn. 3); keine eigene Grundrechtsqualität des Art. 21 Abs. 1 GG, sondern lediglich mo-
difizierende Wirkung auf die jeweils einschlägigen Grundrechte nach Morlok, in: Dreier,
Grundgesetz-Kommentar II, Art. 21, Rn. 48 f. Zum Meinungsstreit auch Mauersberger, Die
Freiheit der Parteien, 1994, S. 12 ff., 19 ff.

6 Popper, Die offene Gesellschaft und ihre Feinde II, 1958, S. 153; vgl. auch I, 1957, S. 173,
S. 156 ff.

7 BVerfGE 30, 1 (19 f.).
8 Kunig, in: Münch/Kunig, Grundgesetz-Kommentar I, Art. 21, Rn. 81.
9 Löwer, in: Münch/Kunig, Grundgesetz-Kommentar I, Art. 9, Rn. 50.
10 Vgl. Kunig, Vereinsverbot, Parteiverbot, in: Jura 1995, 384 (384, 386).
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